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Der Digitalausschuss des Bundestags hat sich in einer sechsten Sitzung am 16.3.2022 mit dem Bericht der Bundesregierung

zum Verhandlungsstand zur EU-Verordnung für künstliche Intelligenz (KI) befasst (Dokumente BT vom 16.3.2022). Mit der

Frage, wie ein guter Rechtsrahmen für KI aussehen kann, beschäftigt sich die EU-Kommission bereits seit 2018. Im April

2021 wurde ein Vorschlag für einen ersten Rechtsrahmen vorgelegt, der u. a. auch eine Risikoeinstufung für KI-Systeme hin-

sichtlich von Grundrechten, Sicherheit und Privatsphäre vorsieht. Die Beauftragte der Bundesregierung für die Digitale Wirt-

schaft und Start-ups, Anna Christmann (Bündnis 90/Die Grünen), sagte im Ausschuss, die Stellungnahme der Bundesregie-

rung solle zeitnah nach Brüssel übersandt werden. Sie begrüße die Zielsetzung der Verordnung, insbesondere, dass gemein-

same europäische Werte festgelegt werden und dass der KI-Standort Europa gestärkt und Rechtssicherheit geschaffen wer-

de. Schlüssel zum Erfolg seien eine verlässliche Regulierung und Vertrauen aufzubauen und einen eigenen, erfolgreichen

Weg im Umgang mit der Technologie zu entwickeln. Ziele, wie die Verbesserung von effektiver Rechtsdurchsetzung und das

Entwickeln eines Binnenmarktes zeigten, dass ein gemeinsamer Rahmen für KI nötig sei. Um die Regelungsstruktur und -

logik des Entwurfs verstehen zu können, erweist sich nach Ansicht von Wiebe eine produktsicherheitsrechtliche Analyse als

unabdingbar (BB 2022, 899 ff. [in diesem Heft]).

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Online-Buchung von Hotelzimmern –

Beschriftung des Buchungs-Buttons maß-

geblich

Art. 8 Abs. 2 Unterabs. 2 der Richtlinie 2011/83/

EU des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 25. Oktober 2011 über die Rechte der Ver-

braucher, zur Abänderung der Richtlinie 93/13/

EWG des Rates und der Richtlinie 1999/44/EG

des Europäischen Parlaments und des Rates so-

wie zur Aufhebung der Richtlinie 85/577/EWG

des Rates und der Richtlinie 97/7/EG des Europä-

ischen Parlaments und des Rates ist dahin aus-

zulegen, dass es für die Feststellung, ob im Rah-

men eines Bestellvorgangs zum Abschluss eines

Fernabsatzvertrags auf elektronischem Wege

eine auf der Schaltfläche für die Bestellung oder

auf einer ähnlichen Funktion verwendete For-

mulierung wie „Buchung abschließen“ den Wor-

ten „zahlungspflichtig bestellen“ im Sinne dieser

Bestimmung „entspricht“, allein auf die Worte

auf dieser Schaltfläche oder dieser ähnlichen

Funktion ankommt.

EuGH, Urteil vom 7.4.2022 – C-249/21
(Tenor)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-897-1

unter www.betriebs-berater.de

OLGHamm: Schadensersatzansprüchedes In-

solvenzverwaltersderArcandorAGgegenfrü-

hereVorstands-undAufsichtsratsmitglieder

Der Insolvenzverwalter der Arcandor AG macht

Schadensersatzansprüche gegen insgesamt elf

frühere Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder

im Zusammenhangmit der Veräußerung und der

Anmietung von fünf Warenhaus-Immobilien im

Umfang von ca. 175 Mio. Euro geltend. Er stützt

seine Forderung auf vermeintliche Pflichtverlet-

zungen der Beklagten in Zusammenhang mit

dem Verkauf und der sich anschließenden Rück-

anmietungvon fünfWarenhäusern, beruhendauf

densog. „Oppenheim/Esch“-VerträgenderArcan-

dor AG. Die erste Kammer für Handelssachen des

LG Essen hat die Klage dem Grunde nach gegen

vier Vorstandsmitglieder für gerechtfertigt ange-

sehen, soweit sich die Klageforderung auf die

Durchführung der Verträge für das Warenhaus in

Wiesbaden bezieht. Im Übrigen hat sie die Klage

abgewiesen.

Der 8. Zivilsenat des OLG Hamm hat über die Be-

rufungen im Verfahren Az.: I-8U 73/12, die der

klagende Insolvenzverwalter der Arcandor AG,

die in erster Instanz verurteilten Beklagten und

der bereits in erster Instanz als Streithelfer der

Beklagten auftretende D&O-Versicherer einge-

legt haben, entschieden. Der Senat hält Ansprü-

che des Insolvenzverwalters gegen sechs frühere

Aufsichtsratsmitglieder in Höhe von bis zu ca.

53,6 Mio. Euro für begründet. Erfolg hat die Be-

rufung des Klägers und damit seine Klage inso-

weit, als diesen Aufsichtsräten vorgeworfen

wird, Schadensersatzansprüche gegen frühere

Vorstände nicht in unverjährter Zeit geltend ge-

macht zu haben. Zum Pflichtenkreis dieser Auf-

sichtsratsmitglieder habe die Überwachung der

Vorstandsmitglieder gehört. Diese Pflicht hätten

sie im Hinblick auf die mit der Oppenheim/Esch-

Gruppe geschlossenen Ausgangsverträge ver-

letzt. Denn jedenfalls soweit der Aufsichtsrat im

November 2006 empfohlen habe, von der Gel-

tendmachung entsprechender Schadensersatz-

ansprüche gegen Vorstandsmitglieder weiterhin

abzusehen, obwohl am 4.12.2006 Verjährungs-

eintritt drohte, hätten diese Beklagten ihre Auf-

sichtspflichten verletzt.

Die gegen Vorstandsmitglieder, u. a. den frühe-

ren Vorstandsvorsitzenden Dr. Middelhoff, für

den sein Insolvenzverwalter den Rechtsstreit

führt, gerichteten Ansprüche hält der Senat

hingegen für unbegründet. Pflichtverletzungen

der Vorstandsmitglieder seien nicht festzustel-

len. Insbesondere seien die von den Vorstands-

mitgliedern zu verantwortenden Vertragsab-

schlüsse aufgrund anderer, bereits bestehender

vertraglicher Verpflichtungen nicht pflichtwid-

rig gewesen. Der Senat hat die Revision zum

BGH nicht zugelassen.
(PM OLG Hamm vom 6.4.2022)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-897-2

unter www.betriebs-berater.de

Verwaltung
BaFin: Wertpapierdienstleistungsunterneh-

menmüssen Zuwendungenbei telefonischen

Geschäftsabschlüssen vorab offenlegen

Die BaFin hat eine neue FAQ zu den MiFID II-

Wohlverhaltensregeln nach §§ 63 ff. WpHG ver-

öffentlicht. Darin stellt sie klar, dass Wertpapier-

dienstleistungsunternehmen ihre Kunden auch

dann immer vor dem Geschäftsabschluss über

Zuwendungen informieren müssen, wenn Fern-

kommunikationsmittel genutzt werden. Eine

nachträgliche Offenlegung – wie sie unter be-

stimmten Voraussetzungen für die mit dem Ge-

schäftsabschluss verbundenen Kosten möglich

ist – ist nicht zulässig.
(Meldung BaFin vom 13.4.2022)

Gesetzgebung
BMJ: Referentenentwurf eines Gesetzes zur

Umsetzung der Umwandlungsrichtlinie ver-

öffentlicht

Das Bundesjustizministerium (BMJ) hat am

20.4.2022 den Referentenentwurf eines Geset-

zes zur Umsetzung der Umwandlungsrichtlinie

veröffentlicht. Der Entwurf dient der Umsetzung

der Umwandlungsrichtlinie über grenzüber-

schreitende Umwandlungen. Daneben enthält

er eine Reihe von Erleichterungen für innerstaat-

liche Umwandlungen von Unternehmen. Der

Referentenentwurf umfasst im Wesentlichen fol-

gende Punkte:

– Für grenzüberschreitende Verschmelzungen,

Spaltungen und Formwechsel von Aktienge-

sellschaften, Kommanditgesellschaften auf

Aktien und Gesellschaften mit beschränkter

Haftung wird ein rechtssicheres europaweit

kompatibles Verfahren eingeführt, bei dem
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